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Situation der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge 


Seit 1. Juli 1993 gilt in der Bundesrepublik Deutschland das geänderte 
Asylrecht, Die besondere Schutzbedürftigkeit von Flüchtlingskindern 
war kein Thema während der monatelangen Debatte um die Neurege- 
lung des Asylrechtes. Frauen und Kinder stellen weltweit den weitaus 
größten Teil der Flüchthnge dar und sind - wie gegenwärtig der grau- 
same Krieg im ehemaligen Jugoslawien deutlich macht - in besonderem 
Maße von Krieg und Verfolgung betroffen. 

1. Wie hoch ist die Zahl der sich in der Bundesrepubhk Deutschland 
aufhaltenden unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge bis 
31. August 1993? 


Der Bundesregierung liegen keine Angaben zur Zahl der unbe- 
gleiteten minderjährigen Flüchtlinge vor. Diese Flüchtlinge wer- 
den weder in der Geschäftsstatistik des Bundesamtes für die An- 
erkennung ausländischer Flüchtlinge noch vom Bundesverwal- 
tungsamt im Ausländerzentralregister gesondert erfaßt. Auch die 
Länder verfügen nur z. T. über statistische Angaben hierzu, so daß 
keine Gesamtaussage für die Bundesrepublik Deutschland mög- 
lich ist. Für eine zuverlässige Schätzung fehlt es an ausreichenden 
Anhaltspunkten. 

Hinsichtlich der von den Grenzschutzbehörden registrierten Ein- 
reisen wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 
31. Oktober 1993 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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2. Wie hoch ist die Zahl der sich in der Bundesrepubhk Deutschland 
auf haltenden unbe gleiteten minderjährigen Kriegsflüchthnge aus 
dem ehemahgen Jugoslawien? 


Siehe Antwort zu Frage 1. 


3. Wie viele unbegleitete minderjährige Flüchtünge wurden in der 
Bundesrepublik Deutschland 1990, 1991, 1992 und im ersten Halb- 
jahr 1993 auf genommen (auf geschlüsselt nach Herkunftsländern)? 


Im Jahr 1990 reisten 450 unbegleitete minderjährige Ausländer 
ein. Davon kamen aus der Türkei: 252, Sri Lanka: 60, Afghani- 
stan: 38, Äthiopien: 26, Syrien: 24, Iran: 18, Libanon: 14, Paki- 
stan: 10, Indien: 4 und sonstigen Ländern: 4. 

Im Jahr 1991 kamen insgesamt 225 unbegleitete minderjährige 
Ausländer nach Deutschland, davon aus der Türkei: 94, Sri Lanka: 
57, Iran: 25, Afghanistan: 24, Syrien: 10, Äthiopien: 9, Libanon: 2, 
Indien: 2 und sonstigen Ländern: 2. 

Im Jahr 1992 reisten insgesamt 130 unbegleitete minderjährige 
Ausländer ein. Davon kamen aus der Türkei: 62, Sri Lanka: 43, 
Afghanistan: 10, Pakistan: 7, Iran: 3, Indien: 2, Äthiopien: 2 und 
Libanon: 1. 

Im ersten Halbjahr 1993 kamen aus der Türkei 15, aus Jugosla- 
wien 3 und aus Ägypten 1 unbegleiteter minderjähriger Auslän- 
der. Insgesamt waren es 19 Minderjährige. 


4. Wie viele unbegleitete minderjährige Flüchtlinge wurden seit 
Inkrafttreten des Asylverfahrensgesetzes am 1. Juli 1993 in der 
Bundesrepublik Deutschland aufgenommen? 


Zahlen über eingereiste unbegleitete minderjährige Ausländer 
seit Inkrafttreten des neuen Asylverfahrensgesetzes am 1. Juli 
1993 liegen noch nicht vor. Die entsprechenden Statistiken wer- 
den nur halbjährlich erstellt. 


5. Wie viele der von der Bundesrepubhk Deutschland im Rahmen von 
Kontingenten zu übernehmenden Flüchtlinge aus dem ehemaligen 
Jugoslawien sind unbegleitete minderjährige Flüchtlinge? 


Zahlenangaben liegen der Bundesregierung nicht vor. 


6. Findet bei unbegleiteten Flüchtlingskindern die Prüfung auf Ein- 
reise durch einen sog. sicheren Drittstaat vor oder nach der Einrich- 
tung einer Vormundschaft statt? 


Die Prüfung des Reiseweges findet bei nicht verfahrensfähigen 
Minderjährigen erst nach Bestellung eines Vormundes statt, da 
nur der Vormund rechtswirksam einen Asylantrag stellen kann 
und die Anhörung - auch zum Reiseweg - erst im Rahmen eines 
Asylverfahrens durchgeführt wird. 
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Etwas anderes gilt für die Maßnahmen an der Grenze. Die nach 
§ 18 Abs. 2 und 3 AsylVfG in Verbindung mit §§ 60, 61 AuslG zu- 
lässigen Einreiseverweigerungen und Zurückschiebungen setzen 
gemäß § 68 Abs. 2 Satz 1 AuslG keine Handlungsfähigkeit des 
Ausländers voraus, so daß es einer vorherigen Bestellung eines 
Vormundes nicht bedarf. 


7. Welche als sichere Drittstaaten eingestuften Staaten haben die VN- 
Kinderkonvention und das Haager Minder] ährigenschutzabkom- 
men unterzeichnet? 


Das Übereinkommen vom 20. November 1989 über die Rechte des 
Kindes ist von allen sicheren Drittstaaten im Sinne der Anlage I zu 
§ 26 a AsylVfG gezeichnet worden. Bisher nicht ratifiziert haben 
(nach dem Stand vom 30. Juni 1993) die Schweiz, die Niederlande 
und Luxemburg. 

Das Haager Übereinkommen über die Zuständigkeit der Behör- 
den und das anzuwendende Recht auf dem Gebiet des Schutzes 
von Minderjährigen haben von den sicheren Drittstaaten im Sinne 
der Anlage I zu § 26 a AsylVfG Österreich, Polen und die Schweiz 
sowie die EG-Staaten Frankreich, Luxemburg, die Niederlande, 
Portugal und Spanien ratifiziert. Während das Übereinkommen im 
Verhältnis zu den meisten genannten Staaten seit den 70er Jahren 
und zu Spanien seit 1987 anwendbar ist, gilt das Minderjährigen- 
schutzübereinkommen z. Z. noch nicht in den Beziehungen zwi- 
schen Deutschland und Polen: Polen ist dem Übereinkommen 
nach seinem Artikel 21 am 26. Mai 1993 beigetreten. Der Beitritt 
wirkt jedoch nur im Verhältnis zwischen dem beitretenden Staat 
und den Vertragsstaaten, die erklärt haben, diesen Beitritt anzu- 
nehmen. Die entsprechende Erklärung für Deutschland ist nach 
telefonischer Mitteilung der Botschaft Den Haag im September 
1993 notifiziert worden, so daß das Übereinkommen im deutsch- 
polnischen Verhältnis am 13. November 1993 wirksam werden 
wird. Finnland, Norwegen, Schweden und die Tschechische 
Republik sowie die EG-Staaten Belgien, Dänemark, Griechen- 
land, Irland und das Vereinigte Königreich haben das Minderjäh- 
rigenschutzübereinkommen nach den vorliegenden Mitteilungen 
nicht unterzeichnet. Italien hat es 1961 gezeichnet, aber bisher 
nicht ratifiziert. 


8. Von welchem Zeitpunkt an gilt das KJHG für minderjährige unbe- 
gleitete Flüchtlinge? 


Für minderjährige unbegleitete Ausländer gelten keine den zeit- 
lichen Geltungsrahmen betreffenden Sonderregelungen in bezug 
auf die Inanspruchnahme von Leistungen nach dem KJHG. Mög- 
liche Leistungsempfänger können junge Menschen bis zum voll- 
endeten 27. Lebensjahr sein, § 6 Abs. 1, § 7 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII. 
Ausländer können Leistungen allerdings nur beanspruchen, 
wenn sie rechtmäßig oder aufgrund einer ausländerrechtlichen 
Duldung ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet haben 
(vgl. § 6 Abs. 2 SGB VIII). Die Regelungen des § 6 SGB VIII über 
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den Geltungsbereich der Vorschriften finden uneingeschränkte 
Anwendung. Insofern kommt es allein auf das Vorliegen der Vor- 
aussetzungen im Einzelfall an. 

Dabei begründen in der Regel Asylbewerber keinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Bundesgebiet gemäß § 6 Abs. 2 SGB VIII 
i. V. m. § 30 SGB I. 

Personen, die keinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland besit- 
zen, erlangen keinen individuellen Rechtsanspruch auf Leistun- 
gen der Kinder- und Jugendhilfe. Ihnen können trotzdem diese 
Leistungen erbracht werden, da es den Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe obliegt, auch diesem Personenkreis die entsprechen- 
den Maßnahmen nach pflichtgemäßem Ermessen zu gewähren. 

Ausländerrechtlich wird ein Aufenthalt erst nach der Einreise 
begründet; bis zum Abschluß der Einreisekontrolle liegt auslän- 
derrechtlich kein Aufenthalt im Bundesgebiet vor. 


9. Können minderjährige unbegleitete Flüchtlinge, für die auf Grund- 
lage des KJHGs eine (z. B.) Verfügung nach § 34 vorliegt, in einen 
Drittstaat abgeschoben werden, der solche oder vergleichbare Ein- 
richtungen nicht unterhält? 


Ein Ausländer ist abzuschieben, wenn er vollziehbar ausreise- 
pflichtig ist und wenn die freiwillige Erfüllung der Ausreisepflicht 
nicht gesichert oder aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung eine Überwachung der Ausreise erforderlich erscheint, 
vgl. § 49 Abs. 1 AuslG. 

Von der Abschiebung ist abzusehen, soweit das Abschiebungs- 
verbot drohender politischer Verfolgung, § 51 Abs. 1 AuslG, oder 
ein zwingendes Abschiebungshindernis nach § 53 Abs. 1 bis 4 
AuslG (z. B. drohende Folter, Gefahr der Todesstrafe, Vorliegen 
eines förmlichen Auslieferungsersuchens) vorliegt. Im Falle einer 
sonstigen individuell-konkreten Gefahr für Leben, Leib oder Frei- 
heit kann von einer Abschiebung abgesehen werden, § 53 Abs. 6 
AuslG. 

Ausreisepflichtig sind alle Ausländer, die nicht im Besitz einer 
erforderlichen Aufenthaltsgenehmigung sind. 

Diese Vorschriften gelten auch für minderjährige unbegleitete 
Ausländer. Eine Verfügung nach § 34 SGB VIII oder andere Maß- 
nahmen nach dem KJHG begründen kein Aufenthaltsrecht. Der 
Umstand, daß ein anderer Staat keine vergleichbare Jugendhilfe- 
einrichtung unterhält, ist als solcher kein Abschiebungshindernis. 


10. Ist eine Abschiebung oder eine Abweisung in ein sicheres Drittland 
ohne Vormund möglich? 


Sowohl im Ausländerrecht als auch im Asylverfahrensrecht sind 
minderjährige Ausländer handlungsfähig, wenn sie das 16. Le- 
bensjahr vollendet haben. Für Verwaltungs verfahren und die 
Durchsetzung von Verwaltungsentscheidungen nach diesen Ge- 
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setzen ist daher für Ausländer nach Vollendung des 16. Lebens- 
jahres die Bestellung eines Vormundes nicht erforderlich. Darüber 
hinaus bestimmt § 68 Abs. 2 Satz 1 AuslG, daß die mangelnde 
Handlungsfähigkeit nicht der Zurückweisung eines Minderjäh- 
rigen an der Grenze und der Zurückschiebung eines Minderjäh- 
rigen nach unerlaubter Einreise entgegenstehen. Dasselbe gilt 
nach § 68 Abs. 2 AuslG für die Androhung und Durchführung der 
Abschiebung in den Herkunftsstaat, wenn sich sein gesetzlicher 
Vertreter nicht im Bundesgebiet aufhält oder dessen Aufenthalts- 
ort im Bundesgebiet unbekannt ist. Auch in diesen Fällen bedarf 
es nicht der Bestellung eines Vormundes. 


11. Nach § 68 Abs. 2 Ausländergesetz ist „Minderjährigkeit... kein 
Abschiebungshindernis". Ist dies nach Auffassung der Bundes- 
regierung mit dem Haager Minderjährigenschutzabkommen und 
der Kinderschutzkonvention vereinbar? 

Welche Überlegungen in einer Novellierung gibt es dazu? 


Weder nach dem Haager Minderjährigenschutzübereinkommen 
noch nach der VN -Kinderkonvention begründet die Minder- 
jährigkeit ein Abschiebungshindernis. 

Überlegungen für eine Novellierung der geltenden ausländer- 
rechtlichen Vorschriften gibt es nicht. 


12. Wie ist die Mitwirkungspflicht im Asyiverfahren bei minderjährigen 
unbegleiteten Flüchtlingen ausgestaltet? 

Oder gilt sie für den Vormund? (Beispiel: minderjährige unbeglei- 
tete Flüchtlinge, die ihren Fluchtweg nicht erzählen können). 


Nach § 12 AsylVfG sind die Ausländer, die das 16. Lebensjahr 
vollendet haben, grundsätzlich zur Vornahme von Verfahrens- 
handlungen nach dem Asylverfahrensgesetz fähig. Einem 16jähri- 
gen wird zugetraut, daß er die Bedeutung des Asylrechts erfassen 
und die durch die Inanspruchnahme dieses Rechts für ihn und 
seine Angehörigen entstehende Lage würdigen kann. Für und 
gegen einen nicht 16 Jahre alten Asylbewerber handelt sein ge- 
setzlicher Vertreter, wobei der Minderjährige - sofern er dazu 
bereits in der Lage ist - von der Darstellung seines eigenen Ver- 
folgungsschicksals nicht ausgeschlossen ist. 

Die allgemeinen Mitwirkungspflichten des Asylverfahrensgeset- 
zes sind für minderjährige Asylbewerber teilweise modifiziert. So 
unterliegen beispielsweise Asylbewerber, die noch nicht das 
14. Lebensjahr vollendet haben, keiner erkennungsdienstlichen 
Behandlung. Dem Minderjährigenschutz ist zudem dadurch 
Rechnung getragen, daß Verstöße gegen diese Mitwirkungs- 
pflichten die Sanktionen des § 30 Abs. 3 Nr. 5 AsylVfG nur dann 
zur Folge haben, wenn der Ausländer die Mitwirkungspflicht 
schuldhaft gröblich verletzt hat. 
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13. Wie werden Asylantragsbegründungen von minderjährigen unbe- 
gleiteten Flüchtlingen bewertet, die aufgrund ihres Alters keine 
präzisen Angaben machen können? 

Werden sie als „offensichtlich unbegründet" gewertet? 


Für nicht verfahrensfähige unbegleitete Minderjährige werden 
alle erforderlichen Verfahrenserklärungen und Handlungen vom 
Vormund abgegeben bzw. vorgenommen. Er hat im Rahmen der 
Betreuung der Minderjährigen auch die Aufgabe, zur Sachver- 
haltsaufklärung sowie zu einer geeigneten Darstellung im Hin- 
blick auf die Schlüssigkeit des gestellten Asylantrages beizutra- 
gen, wobei der Minderjährige in dem Umfang, in dem er dazu be- 
reit und in der Lage ist, von der Darstellung seines eigenen Ver- 
folgungsschicksals nicht ausgeschlossen ist. 


14. Wurden bisher unbegleitete Flüchthngskinder unter 16 Jahre abge- 
schoben? 


Auch Ausländer unter 16 Jahren werden abgeschoben. Da die 
Abschiebung in die Zuständigkeit der Bundesländer fällt, liegen 
der Bundesregierung keine Zahlenangaben vor. 

Nach Angaben der Grenzschutzbehörden wurden unbegleitete 
Ausländer unter 16 Jahren zurückgewiesen oder zurückgescho- 
ben: 

1990: 57, 1991: 34, 1992: 4 und 1993: 5. 


15. Können minderjährige unbegleitete Flüchthnge in Abschiebehaft 
genommen werden? 


§ 57 AuslG beschränkt die Möglichkeit, Abschiebungshaft anzu- 
ordnen, nicht auf volljährige Ausländer. 

Namentlich bei kleineren Kindern, die sich in der Obhut von 
Betreuern befinden, dürfte die Anordnung von Abschiebehaft von 
vornherein nicht in Betracht kommen. Im übrigen wird bei Min- 
derjährigen in besonderem Maße der Verhältnismäßigkeitsgrund- 
satz zu beachten sein. 


16. Gibt es spezielle Verfahrensgestaltungen, eigene Abteilungen oder 
Zuständigkeiten für minderjährige unbegleitete Flüchtlinge im 
Bundesamt? 


Bei unbegleiteten Ausländern unter 16 Jahren findet eine Betreu- 
ung von seiten des Jugendhilfeträgers statt. Sie werden nicht in 
Aufnahme einrichtungen untergebracht. Für die Asylantragstel- 
lung wird beim zuständigen Vormundschaftsgericht die Bestel- 
lung eines Vormundes beantragt. Besondere Abteilungen oder 
Zuständigkeiten für unbegleitete Minderjährige sind nicht gege- 
ben. Den speziellen Bedingungen für unbegleitete Minderjährige 
wird im Verfahren im Rahmen des Möglichen Rechnung ge- 
tragen. 
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17. Gibt es Überlegungen der Bundesregierung, die minderjährigen 
unbe gleiteten Flüchtlinge aus dem Asylverfahren herauszunehmen 
und eine Entscheidung über den Verbleib von ihnen auf Grundlage 
von Kinderschutzregelungen zu treffen? 


Nein. Sofern minderjährige Ausländer einen Asylantrag stellen, 
ist es - wie bei allen anderen Ausländern auch - erforderlich, ein 
Asylverfahren durchzuführen, in dem geprüpft wird, ob die Vor- 
aussetzungen für die Asylgewährung vorliegen. 


18. Bei Ervrachsenen geht das Ausländergesetz von einer Verfestigung 
des Aufenthaltes nach acht Jahren aus. Ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß diese Fristen auch für unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge gelten sollten? 


Für Ausländer, denen aus humanitären Gründen eine Aufent- 
haltsbefugnis erteilt worden ist (z. B. De-facto-Flüchtlinge) be- 
stimmt § 35 AuslG, daß nach achtjährigem Besitz der Aufenthalts- 
befugnis eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis erteilt werden 
kann, wenn auch die generell geltenden Verfestigungsvorausset- 
zungen nach § 24 AuslG vorliegen. Diese Bestimmung gilt ohne 
Rücksicht darauf, ob der Ausländer im Zeitpunkt seiner Einreise 
volljährig oder minderjährig war. 
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